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von Lia Polotzek�

Unser aktuelles Wirtschaftssystem ist nicht 
nachhaltig – weder für die Menschen noch für 
die Natur. Die schlimmsten Auswirkungen las-
sen sich täglich in globalen Lieferketten beob-
achten: Kinder, die mit Macheten Kakao ernten, 
brandgerodete Regenwälder für den Anbau von 
Soja oder Palmöl sowie menschenverachtende 
Arbeitsbedingungen in Textilfabriken. Das ist 
kein Geheimnis und keine neue Erkenntnis. 
Auch die Tatsache, dass transnationale Unter-
nehmen entlang von Lieferketten die Preise 
drücken und so Gewinne abziehen können, die 
eigentlich den Arbeiter*innen an verschiedenen 
Stufen der Lieferkette zustehen oder für den 
Schutz der Umwelt ausgegeben werden müss-
ten, ist vielen Menschen bekannt. Trotzdem ist 
es noch immer möglich, in Deutschland Pro-
dukte zu kaufen, die zu Menschenrechtsverlet-
zungen und Umweltzerstörung beitragen.

Ein Lieferkettengesetz würde große deutsche 
Unternehmen verpflichten, grundlegende Men-
schenrechte und Umweltstandards bei ihren 
weltweiten Geschäften einzuhalten. Es wäre da-
mit ein erster Baustein, um eine nachhaltigere 
Weltwirtschaft aufzubauen. In Frankreich gibt 
es ein Lieferkettengesetz bereits seit dem Jahr 
2017 und auch die Schweiz diskutiert intensiv 
über einen gesetzlichen Rahmen. Ein Liefer-
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Das Lieferkettengesetz –  
Schauplatz wirtschaftlicher Machtinteressen

kettengesetz würde dafür sorgen, dass nicht 
länger die Verbraucher*innen vor eine falsche 
Wahl gestellt würden und die Unternehmen 
Verantwortung übernehmen müssten. Um eine 
verbindliche Regulierung von Unternehmen 
zu ihren menschenrechtlichen und umwelt-
bezogenen Auswirkungen auf die politische 
Agenda zu bringen, hat es etliche Jahre gedau-
ert. Mittlerweile hat Bundeskanzlerin Angela 
Merkel die Arbeits-, Wirtschafts- und Entwick-
lungsminister damit beauftragt, Eckpunkte für 
ein deutsches Lieferkettengesetz zu erarbeiten. 
Aufgrund des massiven Widerstandes der Wirt-
schaftsverbände und der daraus folgenden Blo-
ckade des Wirtschaftsministeriums bleibt die 
Ausgestaltung des Lieferkettengesetzes jedoch 
weiterhin umstritten.

Neun Jahre Debatte um Wirtschaft und  
Menschenrechte 

Der Bestätigung für ein Lieferkettengesetz 
durch die Bundeskanzlerin in diesem Sommer 
gingen neun Jahre der intensiven Debatte vor-
aus, wie die sogenannten UN-Leitprinzipien für 
Wirtschaft und Menschenrechte in Deutschland 
umgesetzt werden können. Diese Prinzipien der 
Vereinten Nationen für den Schutz der Men-
schenrechte durch die Wirtschaft wurden im 
Juli 2011 einstimmig vom Menschenrechtsrat in 
Genf verabschiedet. Sie bestehen aus drei Säu-
len: der Pflicht von Staaten für die Einhaltung 
der Menschenrechte durch die Wirtschaft, der 
Verantwortung von Unternehmen für die Men-
schenrechte und dem Zugang zu Abhilfe von 
Betroffenen von Menschenrechtsverletzungen 
durch die Wirtschaft.� Der Menschenrechtsrat 
legte den Staaten daraufhin nahe, Nationale 
Aktionspläne Wirtschaft und Menschenrechte 
(NAP) zu erarbeiten. Weltweit haben mittler-
weile viele Staaten einen solchen Aktionsplan 
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abgeschlossen.� In Deutschland erfolgte die 
Erstellung eines Nationalen Aktionsplans von 
2014 bis 2016. Nach einer Eröffnungskonferenz 
wurden zwischen Ende 2014 und Ende 2015 
zwölf Anhörungen der Zivilgesellschaft, Ge-
werkschaften und der Wirtschaftsverbände zu 
bestimmten Themenbereichen durchgeführt. 
Im Dezember 2016 wurde dann der Nationale 
Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte 
vom Bundeskabinett verabschiedet. Der ge-
samte Prozess liest sich jedoch eher wie ein 
Lehrstück über Lobbyismus als ein Prozess, der 
den Schutz der Menschenrechte vor der Wirt-
schaft als Ziel hatte. 

Wirtschaft blockiert, verwässert, verzögert 

So versuchten die Wirtschaftsverbände jeg-
liche Verbindlichkeit im deutschen NAP zu 
verhindern, was ihnen am Ende auch gelang: 
Der finale NAP formuliert lediglich Erwar-
tungshaltungen an Unternehmen ohne jegli-
che Verbindlichkeit. Die Einflussnahme der 
Wirtschaftsverbände zeigte sich schon bei der 
Gestaltung des Konsultationsprozesses. Ein 
gesamtes Jahr lang war ein Mitarbeiter von 
Siemens im Rahmen des Personalaustausch-
programms „Seitenwechsel“ und bezahlt von 
Siemens im Auswärtigen Amt in der Abteilung 
4 für Wirtschaft und Nachhaltige Entwicklung 
tätig und arbeitete dort dem NAP zu. Ein ganz 
klarer Interessenskonflikt, denn Siemens wäre 
von einer möglichen Regulierung selbst betrof-
fen.� 

In der Frühphase des NAP von Novem-
ber 2014 bis Dezember 2015 trafen sich 
Vertreter*innen der Unternehmensverbände 
Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberver-
bände (BDA), Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) und der Deutsche Industrie- 
und Handelskammertag (DIHK) mehr als 16-
mal mit den federführenden Ministerien im 
NAP. Fünf weitere Treffen mit dem Auswärti-
gen Amt und dem Bundeswirtschaftsministe-
rium fanden nach den Anhörungen in der Be-
ratungsphase der Bundesregierung zum NAP 
statt. Diese Phase wurde als vertraulich dekla-
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riert und im Gegensatz zu den Wirtschaftsver-
bänden wurde die Zivilgesellschaft nicht mehr 
zum Prozess informiert, obwohl eine weitere 
Kommentierung des NAP-Entwurfs vorgese-
hen war.� Die Veröffentlichung des NAP war 
ursprünglich für Mai 2016 geplant. Im Frühjahr 
2020 intervenierte jedoch das Bundesfinanzmi-
nisterium (BMF) in den Prozess zur Finalisie-
rung des Aktionsplans und forderte zahlreiche 
Streichungen, von denen einige in den finalen 
NAP übernommen wurden. Zuvor hatte das 
BMF wenig Interesse am NAP gezeigt. Zivilge-
sellschaftliche Anfragen nach dem Informati-
onsfreiheitsgesetz legen nahe, dass der heutige 
Hauptgeschäftsführer des BDA hierbei eine be-
sondere Rolle spielte: Steffen Kampeter war bis 
zum Sommer 2015 parlamentarischer Staats-
sekretär im BMF und bis zum Sommer 2016 
Abgeordneter im Menschenrechtsausschuss. Er 
wechselte im Juli 2016 direkt zum BDA, wo er 
seitdem als Hauptgeschäftsführer tätig ist. Ei-
nige der Streichungen des BMF wurden in den 
finalen NAP übernommen, so beispielsweise 
Verpflichtungen zu menschenrechtlichen Sorg-
faltspflichten für öffentliche Unternehmen.

Eine Formulierung hat es hingegen in den 
NAP geschafft: Hier heißt es, dass ein gesetz-
licher Rahmen für menschenrechtliche Sorg-
faltspflichten dann kommt, wenn bis 2020 we-
niger als die Hälfte der deutschen Unternehmen 
ihre Verantwortung für die Menschenrechte 
freiwillig wahrnehmen würden.� Die Ergebnisse 
des Nationalen Aktionsplans wurden durch 
entschiedenes Verhandeln der SPD auch in den 
Koalitionsvertrag von 2018 aufgenommen.� 
Daraufhin wurde ein Prozess des Monitorings 
gestartet, um herauszufinden, wie viele große 
deutsche Unternehmen bereits freiwillig ihren 
Sorgfaltspflichten nachkommen. Auch dieser 
Prozess des Monitorings geriet zu einer weiteren 
Spielwiese für die Lobbyinteressen der Wirt-
schaft. Wirtschaftsverbände wie BDA, BDI und 
DIHK haben gemeinsam alles darangesetzt, die 
Überprüfung der menschenrechtlichen Sorg-
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falt deutscher Unternehmen über einen Frage-
bogen zu verzögern sowie die Methodik und 
Anforderungen zu verwässern. In einem Brief 
an die DIHK vom August 2019 listet Bundesmi-
nister Altmaier seine Erfolge in der Abschwä-
chung des Fragebogens auf. So wurde die Zahl 
der bewertungsrelevanten Fragen „erheblich 
reduziert“. In dem Schreiben steht außerdem, 
dass der „wichtige Comply or Explain-Mecha-
nismus, der den Unternehmen die Möglichkeit 
gibt, die Nichterfüllung eines NAP-Merkmals 
zu heilen“, gestärkt worden sei, und dass nicht 
vollständig ausgefüllte Fragebögen „aus der Be-
wertung herausgenommen“ wurden anstatt di-
ese als Nicht-Erfüller zu bewerten. Ein weiterer 
vermeintlicher Erfolg des Wirtschaftsministe-
riums: „die von der Zivilgesellschaft verlangte 
statistische Überprüfung des Ergebnisses zur 
Verhinderung einer sogenannten Selektions-
verzerrung“ wurde verschoben.� Trotz dieser 
Verwässerungen fiel das Mitte Juli bekannt ge-
wordene Ergebnis drastisch aus: Gerade einmal 
13 bis 17 Prozent der großen deutschen Unter-
nehmen nehmen ihre Verantwortung mit Blick 
auf die Menschenrechte wahr. Dieses Ergebnis 
veranlasste Bundeskanzlerin Merkel dazu, ein 
Lieferkettengesetz zu unterstützen.

Historische Debatte um transnationale  
Unternehmen 

Der aktuellen Debatte in Deutschland geht 
eine bereits seit den 1970er Jahren bestehende 
Diskussion um die Regulierung transnationaler 
Unternehmen auf Ebene der Vereinten Natio-
nen voraus. Sie war ebenso wie der Diskurs in 
Deutschland ein Schauplatz wirtschaftlicher 
Machtinteressen. So wurde im Jahr 1974 zwar 
nach intensiven Bemühungen unter anderem 
der chilenischen Regierung die UN-Kommissi-
on für transnationale Unternehmen (UNCTC) 
gegründet. Eines der Hauptziele der UNCTC 
war die Schaffung eines rechtsverbindlichen 
Verhaltenskodex für transnationale Unterneh-
men. Die zwischenstaatlichen Verhandlungen 
führten aufgrund des Widerstandes der USA 
und anderer Industrieländer jedoch nicht zu 
einer Einigung. Zwanzig Jahre nach seiner 
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Gründung wurde die UNCTC im Jahr 1994 
aufgelöst. Laut des ehemaligen leitenden Be-
amten der UN-Kommission, trug insbesondere 
die Lobbyarbeit der International Chamber of 
Commerce (ICC) erheblich zum Scheitern der 
Verhandlungen bei.�

Umweltaspekte und Lieferkettenregulierung

Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte wurden im Menschenrechtsrat 
beschlossen und beinhalten deshalb kaum Be-
züge zu Umweltaspekten. So spielten auch bei 
den Debatten um den Nationalen Aktionsplan 
Wirtschaft und Menschenrechte Fragen zur 
Umwelt nur eine nebengeordnete Rolle. Anders 
sieht es hingegen bei den Verhandlungen für ein 
UN-Abkommen zu Wirtschaft und Menschen-
rechten aus. Hier sind Umweltbezüge prominent 
im aktuellen Vertragsentwurf enthalten. Ein wei-
terer Bezugspunkt für Umweltaspekte in einer 
Lieferkettenregulierung sind die OECD-Leitsät-
ze für multinationale Unternehmen. Sie wurden 
1976 beschlossen, im Jahr 2011 überarbeitet und 
schreiben multinationalen Unternehmen eigen-
ständige umweltbezogene Sorgfaltspflichten vor. 
Aber auch die konkreten Gesetzesinitiativen zur 
Lieferkettenregulierung auf EU-Ebene sowie in 
Frankreich und der Schweiz beinhalten gleichbe-
rechtigte menschenrechtliche und umweltbezo-
gene Aspekte. Das französische Loi de Vigilance 
definiert die Umwelt als eigenständiges Schutz-
gut. Der schweizerische Entwurf für ein Gesetz 
zur Konzernverantwortung legt umweltbezogene 
Verhaltenspflichten fest. Ebenso die Initiative von 
EU-Justizkommissar Didier Reynders aus dem 
Frühjahr 2020 für eine Lieferkettenregulierung 
auf EU-Ebene.

Eigenständige umweltbezogene Sorgfalts-
pflichten in einem Lieferkettengesetz sind wich-
tig, da es Umweltschäden ohne Menschenrechts-
bezug gibt. Das Menschenrechtssystem sieht 
derzeit keine umfassende Berücksichtigung von 
Umweltgütern und deren Schutz vor. So gibt es 
direkte oder indirekte Beeinträchtigungen der 
natürlichen Funktionen der Umweltgüter Boden, 
Luft, Wasser, Biodiversität und Klima, die nicht 
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mit Menschenrechtsverletzungen einhergehen 
und die zum Schutz der Umwelt im Rahmen 
von Präventionsmaßnahmen von Unternehmen 
trotzdem in ihre Risikoanalysen miteinbezogen 
und bei Nichteinhaltung sanktioniert werden 
sollten. Außerdem gibt es häufig Nachweis-
schwierigkeiten, ob bei vorhandenen Umwelt-
schäden auch Menschenrechtsverletzungen wie 
die Beeinträchtigung des Rechts auf Gesundheit 
vorliegen, während Umweltschäden direkt nach-
gewiesen werden können. Darüber hinaus stellen 
sich bestimmte Menschenrechtsverletzungen, 
die sich aus der Beeinträchtigung der natürlichen 
Funktionen von Umweltgütern ergeben, erst mit 
größerer Zeitverzögerung ein. Das Umweltmi-
nisterium setzt sich zwar für eigenständige um-
weltbezogene Sorgfaltspflichten in einem Liefer-
kettengesetz ein. Noch ist jedoch unklar, ob diese 
auch umgesetzt werden.

Ausblick

Es gibt in der aktuellen Debatte weiterhin Wi-
derstand des Wirtschaftsministeriums und der 

Unternehmensverbände. Nun, da es nicht mehr 
möglich ist, ein Lieferkettengesetz zu verhindern, 
setzen sie sich für ein folgenloses Gesetz mit 
einem möglichst geringen Anwendungsbereich 
ein. So sperrt sich das Wirtschaftsministerium 
einerseits gegen ambitionierte Durchsetzungs-
mechanismen wie eine Haftung im Schadensfall, 
wenn die Sorgfaltspflichten nicht angemessen 
eingehalten wurden Das BMWi möchte ande-
rerseits den Anwendungsbereich möglichst hoch 
setzen, damit das Gesetz für möglichst wenige 
Unternehmen gilt. Es spricht sich dafür aus, dass 
das Gesetz statt für alle großen Unternehmen ab 
250 Mitarbeiter*innen am besten erst für Unter-
nehmen mit mehr als 10.000 Mitarbeiter*innen 
gelten soll – und damit nur für eine kleine Hand 
voll deutscher Unternehmen. Es bleibt abzuwar-
ten, wie sich hier bei den Eckpunkten geeinigt 
wird, aber es ist davon auszugehen, dass auch die 
Erstellung des Referent*innenentwurfs und der 
darauf folgende parlamentarische Prozess zur 
Verabschiedung eines Lieferkettengesetzes ein 
Schauplatz wirtschaftlicher Machtinteressen blei-
ben werden.	 ó


